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Synode vom 4. Juni 2025 
 
 

Synodebotschaft zu Traktandum 15 
 
 

Beantwortung Motion von Dieter Gerster und Mitunterzeichnenden 
vom 26.09.2024 betreffend neuer Regelung für Wahl bzw. Anstellung 
von pensionierten Pfarrpersonen über die Pensionierung hinaus 
 
 

Der Kirchenrat an die Synode 
 
Antrag/Anträge: 
1. Die Synode beschliesst  

a. die Teilrevision der Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1); 
b. die Teilrevision des Dienst- und Lohnreglements für die ordinierten 

Dienste (DLD, SRLA 4.2-1). 
2. Diese Änderungen treten am 1. Oktober 2025 in Kraft. 
 
Worum geht es? 
Die Motion verfolgt zwei Anliegen: 
1.) Der Kirchenrat soll eine Gesetzesrevision vorbereiten, sodass ordinierte Dienstnehmende 

zwischen 65 und 70 Jahren gewählt werden können. 
2.) Der Kirchenrat soll eine Gesetzesrevision vorbereiten, sodass Kirchenpflegen pensionierte 

Pfarrpersonen oder Sozialdiakoninnen oder Sozialdiakone ohne Wahl anstellen können, 
wenn in der Kirchgemeinde mindestens eine gewählte Pfarrperson oder eine gewählte Sozi-
aldiakonin oder ein gewählter Sozialdiakon im Einsatz steht. 

Das erste Anliegen kann der Kirchenrat mit der vorliegenden Gesetzesrevision erledigen. Das 
zweite Anliegen kann hingegen nicht wie vorgesehen erledigt werden, weil es im Widerspruch 
zu übergeordnetem Recht steht. Der Kirchenrat schlägt aber vor, die Befristung für Stellvertre-
tungen auszudehnen, damit auch längerfristige Anstellungen möglich werden. 
 
Berichterstattung 
1. Der Kirchenrat hält zunächst zustimmend fest, dass gemäss aktueller Gesetzgebung ordi-

nierte Dienstnehmende über 65 Jahren nur als Stellvertretende und nur befristet angestellt, 
nicht aber gewählt werden können (§§ 14 Abs. 1 und 3 DLD). Er teilt auch die Begründung 
der Motion, dass die Wahl von ordinierten Dienstnehmenden über 65 Jahren eine probate 
Massnahme gegen den Mangel an kirchlichem Personal sein könnte. 

2. Im Vergleich zur Wahl haben stellvertretende Dienstnehmende kein Stimm- und Wahlrecht 
in der Kirchenpflege und weder Anspruch auf Weiterbildung noch auf Auszeit vom Amt. 
Bestimmungen über die Residenz- und Wohnsitzpflicht und die mit ihnen verbundenen 
Rechte sind nicht anwendbar. Das Disziplinarrecht gilt nicht für sie (§ 1 Abs. 2 DLD). Ihre 
Anstellung erfolgt durch Beschluss der Kirchenpflege und ist auf ein Jahr befristet (§ 67 
Abs. 3 KO). Zudem gilt für Stellvertretende über 65 Jahren der Mindestlohn des 40. Alters-
jahrs als Richtlohn, der um 20% über- oder unterschritten werden darf (§ 34a und § A1-
2 DLD). 
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3. Mit der Neuformulierung von § 14 Abs. 3 DLD ist zusätzlich zur Anstellung von ordinierten 
Dienstnehmenden zwischen 65 und 70 Jahren als Stellvertretung auch ihre Wahl möglich. 
Die Neuformulierung hält auch fest, dass ein Dienstverhältnis nach Erreichen der Alters-
grenze von 65 Jahren auf jeden Fall neu begründet werden muss. Erreicht beispielsweise 
eine Pfarrperson mitten in der Amtsperiode ihre Altersgrenze und möchte sie in der bisheri-
gen Kirchgemeinde weiterhin als gewählte Pfarrperson Dienst tun, so muss sie von der 
Kirchgemeindeversammlung ordentlich wiedergewählt werden. So wird vermieden, dass or-
dinierte Dienstnehmende gegen den Willen der Kirchgemeinde ihren Dienst über die Alters-
grenze hinaus verlängern können. 

4. Über diese Neubegründung des Dienstverhältnisses hinaus möchte der Kirchenrat keine 
weiteren gesetzlichen Bestimmungen anpassen. Ein gewähltes Anstellungsverhältnis über 
65 Jahren soll sich grundsätzlich nicht von einem gewählten Anstellungsverhältnis unter 
65 Jahren unterscheiden. Mögliche strittige Bedingungen wie die Residenz- und Wohnsitz-
pflicht sowie der Lohn sind gemäss den einschlägigen Bestimmungen verhandelbar. Es liegt 
in der Kompetenz der Kirchenpflege, von der Residenz- und Wohnsitzpflicht zu befreien so-
wie einen Lohn über dem Richtlohn zu bezahlen. 

5. Die Residenzpflicht wird mit dem Verweis auf die einschlägigen Paragraphen klärend präzi-
siert. Stellvertretende Dienstnehmende, welche im Pfarrhaus wohnen, können keinen An-
spruch auf den von der Synode festgelegten Einheitsmietpreis geltend machen. 

6. Betreffend berufliche Vorsorge (BVG) ist im Vorsorgereglement der Pensionskasse der Re-
formierten Landeskirche Aargau die aufgeschobene Pensionierung (Art. 24) ausreichend 
geregelt und bedarf keiner zusätzlichen Bestimmungen im DLD. Das Gleiche ist festzuhal-
ten zum flexiblen Rentenbezug gemäss Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHVG, SR 831.10). Beiträge der Arbeitgeberin sind, sofern die Eintritts-
schwellen erreicht werden, gemäss AHVG zwingend, gemäss Vorsorgereglement dann zu 
bezahlen, wenn die Dienstnehmenden keine Beitragsbefreiung wünschen. 

7. Der Kirchenrat hält sodann fest, dass die Wahl der ordinierten Dienstnehmenden durch 
übergeordnetes Recht den Kirchgemeinden unveräusserlich zugeordnet wird (§ 112 Abs. 2 
Verfassung des Kantons Aargau [Kantonsverfassung, KV, SAR 110.000]; Art. 5 Abs. 3 Or-
ganisationsstatut [OS, SRLA 1.1-1]). Ordinierte Dienstnehmende müssen grundsätzlich von 
der Kirchgemeinde gewählt werden. Dieses Recht der Kirchgemeinden darf nicht umgangen 
werden, indem den Kirchenpflegen eingeräumt würde, über 65-jährige ordinierte Dienstneh-
mende ohne Wahl dauerhaft anzustellen. Die Stellvertretung bei den ordinierten Diensten 
bleibt nur befristet möglich, auch wenn in der Kirchgemeinde bereits gewählte Dienstneh-
mende im Einsatz stehen. Weiter ist darauf hinzuweisen, dass gemäss Absicht der Motion 
die Voraussetzung für die Anstellung von Stellvertretenden über 65 Jahren hinfällig würde, 
wenn gewählte ordinierte Dienstnehmende im Einsatz ihren Rücktritt vom Amt erklärten. 
Eine solche Abhängigkeit würde Unsicherheit schaffen. 

8. Der Kirchenrat stellt aber fest, dass die geltende einjährige Frist für Stellvertretungen wegen 
des Pfarrmangels immer öfter verlängert werden muss. Ebenso ist er sich des Problems be-
wusst, dass es wenig Sinn macht, ordinierte Dienstnehmende während der Amtsperiode zu 
wählen, wenn absehbar ist, dass aufgrund von Sparmassnahmen auf die neue Amtsperiode 
hin ihre Pensen gekürzt werden müssen. In diesen Fällen ist eine Überbrückung der Vakanz 
mit Stellvertretung gut nachvollziehbar. Deshalb soll mit der Neuformulierung von § 67 
Abs. 3 KO neu eine Frist für Stellvertretungen bis zum Ende der Amtsperiode gelten. Vakan-
zen, deren Dauern bis zum Ende der Amtsperiode weniger als ein Jahr betragen, sollen 
über das Ende der Amtsperiode hinaus während einem Jahr mit Stellvertretungen über-
brückt werden können. 

9. Zuletzt schlägt der Kirchenrat vor, das angestellte Dienstverhältnis, ob gewählt oder als 
Stellvertretung, nur bis zur Vollendung des 70. Altersjahrs zuzulassen. Anschliessend wäre 
nur noch eine privatrechtliche Verpflichtung im Auftragsverhältnis gemäss Verordnung zum 
Dienst- und Lohnreglement für die ordinierten Dienste (VDLD, SRLA 4.2-1.1) möglich. So 
wird das Risiko von Lohnfortzahlung bei Krankheit und Unfall eliminiert. 
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Reformierte Landeskirche Aargau 
Kirchenrat 
 
 
 
Christoph Weber-Berg  David Zimmer 
Kirchenratspräsident    Kirchenschreiber 
 
 
Beilage 
Synopse: 

a. Teilrevision der Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1), Entwurf vom 13. Februar 2025 
b. Teilrevision des Dienst- und Lohnreglements für die ordinierten Dienste (DLD, 
SRLA 4.2-1), Entwurf vom 13. Februar 2025 

 
 


